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„Unbedingte Zustimmung“: an keine Bedingung (v.a. Wahrung des eigenen 

Interesses) geknüpft – als Voraussetzung, das eigene Interesse wahrnehmen zu 

dürfen.

„Wir sind wir“: es gilt also kein oder auch jedesArgument „für“, erst recht kein

Argument „gegen“ die Gemeinschaft!
Die Abgrenzung der „Gemeinschaft“ ist so beliebig – wie die Zustimmung unbedingt ist.

„inklusiver Nationalismus“ (Patriotismus) und „exklusiver Nationalismus“ 
(Chauvinismus): Eingrenzung ohne Ausgrenzung?
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Jede „Grenze“, d.h. alle Unterschiede der Menschen geben diesem Denken – frei von 
jeder pragmatisch-politischen Überlegung – Anlass, die Unterordnungsbereitschaft und 
die Verdienste anderer in Zweifel zu ziehen oder sie gar als Feinde zu betrachten. Zumal 
die Welt notwendig voll ist von Menschen (Interessensgruppen, Unternehmen, 
Nationen), die ihrem „selbstsüchtigen“ Interesse nachgehen – und dabei auch noch 
erfolgreich sind. „Verdienen die das?“

„Berechtigung“: nicht „zu etwas bestimmten (Wohnung, Arbeit…)“, sondern radikal: 
„Lebensberechtigung, Daseinsberechtigung“ und daher auch: berechtigt, „das eigene 
Glück zu verfolgen“.
„Daseinsberechtigung“ in allen Schattierungen: vom „hier sein dürfen“ bis zu 
„Lebensberechtigung“

Art der Kritik: nicht gemessen am individuellen Interesse, sondern am Interesse der 
Gemeinschaft (z.B. „unser“ Wirtschaftsstandort).

Andere (psychologische) Folgerungen innerhalb der Gemeinschaft des „Wir“: „Da ‚wir‘ 
ganz prinzipiell in Ordnung sind, sind sämtliche unserer Entscheidungen 
Notwendigkeiten im Sinn der Gemeinschaft. Was wir tun, wollen wir eigentlich gar 
nicht‚ sondern ‚müssen‘ wir tu n, das sind Zwänge, denen wir unterliegen – so hart das 
auch für manche ausfallen mag.“ Diese „Notwendigkeiten“ zu bezweifeln oder auch nur 
nach einer näheren Begründung zu fragen, grenzt an Beleidigung (vgl. „submissive 
Rechtfertigung“).
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„Ein Bedarf ergibt sich aus der (durch Leistungen auszugleichenden) Differenz 
zwischen den berechtigten Teilhabezielen der leistungsberechtigten Person und 
den (durch die relevanten Beeinträchtigungen der funktionalen Gesundheit und 
die als Förderfaktoren oder als Barrieren wirkenden Kontextfaktoren) 
bestehenden Einschränkungen der Teilhabe. “

Zitat aus: Vorstellungen der Fachverbände für Menschen mit Behinderung zur 
Bedarfsermittlung und Bedarfsfeststellung der Leistungen nach einem 
Bundesteilhabegesetz (7/2014, S.  18ff). Diese Aussage ist abgemildert durch die 
- auf das Zitat folgende - Bemerkung, dass der tatsächliche Bedarf durchaus 
„umfassender“ sein kann als der „berechtigte“ Bedarf.
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Analogie zum Arbeitslosengeld II („Harz IV“): der erhöhte Zwang, sich eine Arbeit zu 
suchen (z.B. „Zumutbarkeitsregelung“), führt dazu, auch die „Schwächsten in der 
Konkurrenz“ dem Marktverhältnis auszusetzen - und sich um eine „Grundsicherung“ 
(„soziokulturelles Existenzminimum “) bei der Behörde bemühen zu müssen (vom Bund 
über die Bundesagentur für Arbeit getragen): ein nachdrücklicher Verweis auf das 
Marktverhältnis als Arbeitskraft und das Rechtsverhältnis als „kostenträchtiger“ Verlierer 
am Arbeitsmarkt.

Was die Beratung betrifft: Es scheint Einigkeit darüber zu bestehen, dass sich die 
Leistungserbringer (bzw. ihre Verbände) nicht an dieser Beratung beteiligen sollten –
Ausschluss der Verbände von ihrer „Stellvertreterposition“? Die Kosten dieser Beratung 
will z.Zt. niemand bezahlen!

„Bedarfsgemeinschaft“, „Regelbedarf/Mehrbedarf“ „Anrechnung von Vermögen“, 
„Sanktionen“, Kostendruck von Seiten der Behörde und fehlerhafte Bescheide / Klagen 
wie bei Arbeitslosengeld II?
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Zur Inklusion: „Draußen-Sein“: geht normalerweise ab der Landesgrenze nicht mehr! 
„Drinnen-Sein“ ist also nicht die Frage: auf die Qualität kommt es an!
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